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3 5 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über die
Ergänzung des Europäischen Auslieferungsübereinkommens und die Erleichte-
rung seiner Anwendung
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36. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über die
Ergänzung des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Straf-
sachen und die Erleichterung seiner Anwendung
(NR: GP XIII RV 224 AB 359 S. 34. BR: AB 753 S. 311.)

35.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über die Er-
gänzung des Europäischen Auslieferungsüber-
einkommens vom 13. Dezember 1957 *) und

die Erleichterung seiner Anwendung

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland
in dem Wunsch, das Europäische Auslieferungs-

übereinkommen — im folgenden als Überein-
kommen bezeichnet — im Verhältnis zwischen
den beiden Staaten zu ergänzen und die An-
wendung der darin enthaltenen Grundsätze zu
erleichtern, sind übereingekommen, einen Ver-
trag zu schließen, und haben zu diesem Zweck
zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Botschafter Dr. Wilfried G r e d l e r

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland
Herrn Dr. Paul F r a n k , Staatssekretär des
Auswärtigen Amts und
Herrn Dr. Günther E r k e l , Staatssekretär
im Bundesministerium der Justiz

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten nachstehende Bestimmungen verein-
bart:

Artikel I
(zu Artikel 2 des Übereinkommens)

(1) Die Auslieferung wird auch bewilligt, wenn
das Maß der noch zu vollstreckenden Freiheits-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 320/1969

strafe, Ersatzfreiheitsstrafe, Maßregel der Siche-
rung und Besserung oder bei mehreren noch zu
vollstreckenden Freiheitsstrafen, Ersatzfreiheits-
strafen oder Maßregeln der Sicherung und Bes-
serung deren Summe mindestens drei Monate
beträgt.

(2) Wird eine Auslieferung nach Artikel 2
Abs. 1 des Übereinkommens bewilligt, so wird
die Auslieferung auch wegen anderer Handlungen
bewilligt, wenn diese in beiden Vertragsstaaten
mit gerichtlicher Strafe bedroht sind.

Artikel II

(zu Artikel 7 und 8 des Übereinkommens)

Der ersuchte Staat wird die Auslieferung einer
Person wegen einer strafbaren Handlung, die
nach seinen Rechtsvorschriften seiner Gerichts-
barkeit unterliegt, bewilligen, wenn diese Person
wegen einer anderen strafbaren Handlung aus-
geliefert wird und ihre Aburteilung wegen aller
strafbaren Handlungen durch die Justizbehörden
des ersuchenden Staates im Interesse der Wahr-
heitsfindung oder aus Gründen der Strafzumes-
sung und des Strafvollzuges zweckmäßig ist.

Artikel III

(zu Artikel 9 des Übereinkommens)

Der ersuchte Staat wird die Auslieferung einer
Person nicht ablehnen, wenn seine Justizbehör-
den diese Person nur wegen fehlender Gerichts-
barkeit freigesprochen oder nur aus diesem
Grund gegen sie kein Strafverfahren eingeleitet
oder ein bereits eingeleitetes Strafverfahren ein-
gestellt haben.
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Artikel IV
(zu Artikel 10 des Übereinkommens)

Für die Unterbrechung der Verjährung sind
allein die Rechtsvorschriften des ersuchenden
Staates maßgebend.

Artikel V

(1) Eine im ersuchten Staat erlassene Amnestie
steht der Auslieferung nicht entgegen, wenn die
strafbare Handlung der Gerichtsbarkeit dieses
Staates nicht unterliegt.

(2) Die Verpflichtung zur Auslieferung wird
durch das Fehlen eines Strafantrages oder einer
Ermächtigung, die nach dem Recht des ersuchten
Staates erforderlich wären, nicht berührt.

Artikel VI
(zu Artikel 12 des Übereinkommens)

(1) Das Ersuchen um Auslieferung wird unbe-
schadet der Zulässigkeit des diplomatischen Weges
für die Republik Österreich durch den Bundes-
minister für Justiz, für die Bundesrepublik
Deutschland durch den Bundesminister der Justiz
oder die Justizministerien der Länder (Landes-
justizverwaltungen) gestellt. Auch der sonstige
Schriftverkehr zwischen den Vertragsstaaten fin-
det auf diesem Wege statt, soweit das Überein-
kommen und dieser Vertrag nichts anderes be-
stimmen.

(2) In den Fällen des Strafaufschubes, der
Strafunterbrechung und der bedingten Ausset-
zung der Vollstreckung einer Strafe öder Maß-
regel der Sicherung und Besserung sind auch die
zur Feststellung der Vollstreckbarkeit dienenden
Urkunden beizufügen.

Artikel VH
(zu Artikel 14 des Übereinkommens)

(1) Die bedingte Freilassung einer ausgeliefer-
ten Person ohne eine ihre Bewegungsfreiheit ein-
schränkende Anordnung steht der endgültigen
Freilassung gleich.

(2) Im Sinne des Artikels 14 Abs. 2 des Über-
einkommens kann der ersuchende Staat auch
Maßnahmen treffen, um die für ein Ersuchen um
Zustimmung nach Artikel 14 Abs. 1 lit. a) des
Übereinkommens erforderlichen Unterlagen zu
erhalten; zu diesem Zweck ist die Vernehmung
der ausgelieferten Person und ihre Vorführung
zur Vernehmung zulässig. Nach der Stellung
eines Ersuchens um Zustimmung kann die aus-
gelieferte Person ungeachtet der Einschränkung
des Artikels 14 des Übereinkommens bis zum
Eingang der Entscheidung über dieses Ersuchen
im ersuchenden Staat in Haft gehalten werden.

Artikel VDI
(zu Artikel 15 des Übereinkommens)

Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiter-
lieferung an eine andere Vertragspartei des Über-

einkommens oder an einen dritten Staat sind
die im Artikel 12 Abs. 2 des Übereinkommens
erwähnten Unterlagen beizufügen, die dem um
Zustimmung ersuchenden Vertragsstaat über-
mittelt worden sind. Die Zustimmung wird
erteilt, wenn wegen der dem Auslieferungser-
suchen zugrunde liegenden strafbaren Hand-
lung die Auslieferung durch den um Zustimmung
ersuchten Vertragsstaat an die andere Vertrags-
partei oder an den dritten Staat zulässig wäre.

Artikel IX

(zu Artikel 16 des Übereinkommens)

Ersuchen um vorläufige Verhaftung können
durch die Gerichte, die Staatsanwaltschaften und
die obersten Justiz- und Polizeibehörden des
einen Vertragsstaates an die zuständigen Justiz-
oder Polizeibehörden des anderen Vertragsstaa-
tes gerichtet werden. Die Angabe der strafbaren
Handlung, derentwegen um Auslieferung ersucht
werden wird, hat eine kurze Sachverhaltsdar-
stellung zu umfassen.

Artikel X

(zu Artikel 17 des Übereinkommens)

Zugleich mit der Entscheidung nach Artikel 17
des Übereinkommens wird der ersuchte Vertrags-
staat auch über die Zulässigkeit der Weiterliefe-
rung entscheiden; er wird diese Entscheidung
allen beteiligten Staaten bekanntgeben.

Artikel XI

(zu Artikel 19 des Übereinkommens)

(1) Artikel 19 Abs. 1 des Übereinkommens
wird auch bei der Vollstreckung einer Maßregel
der Sicherung und Besserung angewendet.

(2) Im Sinne des Artikels 19 Abs. 2 des Über-
einkommens wird eine Person dem ersuchenden
Staat übergeben, sofern ihre Anwesenheit im
ersuchten Staat nicht zur Durchführung bestimm-
ter Prozeßhandlungen in einem dort anhängigen
Strafverfahren erforderlich ist. Im übrigen gel-
ten folgende Bestimmungen:

a) In dem Ersuchen werden die Prozeßhand-
lungen, zu deren Durchführung die Person
übergeben werden soll, ihrer Art nach
bezeichnet.

b) Für die Dauer ihres Aufenthalts im er-
suchenden Staat wird die übergebene Per-
son in Haft gehalten.

c) Nach Durchführung der Prozeßhandlun-
gen im ersuchenden Staat oder auf Verlan-
gen des ersuchten Staates wird die Person
ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörig-
keit zurückgegeben.

d) Die Zeit der im ersuchenden Staat erlitte-
nen Haft wird der Person im ersuchten
Staat angerechnet.
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Artikel XII

(zu Artikel 20 des Übereinkommens)

(1) Wird die Auslieferung einer Person bewil-
ligt, so werden auch ohne besonderes Ersuchen
die Gegenstände, die im Artikel 20 des Über-
einkommens bezeichnet sind oder als Entgelt für
solche Gegenstände erlangt worden sind, wenn
möglich zugleich mit der auszuliefernden Per-
son übergeben.

(2) Der ersuchte Staat gibt dem ersuchenden
Staat bekannt, welche der im Artikel 20 des
Übereinkommens bezeichneten Gegenstände
sichergestellt worden sind und ob die auszulie-
fernde Person mit ihrer unmittelbaren Rückgabe
an den Geschädigten einverstanden ist. Der er-
suchende Staat teilt dem ersuchten Staat sobald
wie möglich mit, ob auf die Übergabe der Ge-
genstände unter der Bedingung verzichtet wird,
daß sie gegen Vorweis einer von der zuständigen
Justizbehörde des ersuchenden Staates ausgestell-
ten Bescheinigung der darin als Geschädigter be-
zeichneten Person oder deren Beauftragten aus-
gehändigt werden.

Artikel XIII

(zu Artikel 21 des Übereinkommens)

(1) Soll eine Person, die von einem dritten
Staat an einen Vertragsstaat ausgeliefert wird,
auf dem Luftweg durch das Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates ohne Zwischenlandung
in diesem Staat befördert werden, so teilt der
ersuchende Staat auch mit,

a) daß die Person nach den ihm bekannten
Tatsachen und den vorhandenen Unter-
lagen weder die Staatsangehörigkeit des
Vertragsstaates besitzt, dessen Hoheitsge-
biet überflogen werden soll, noch diese
für sich in Anspruch nimmt, und

b) daß die strafbare Handlung, derentwegen
ausgeliefert wird, weder eine politische,
rein militärische oder fiskalische strafbare
Handlung im Sinne der Artikel 3, 4 und 5
des Übereinkommens noch eine solche ist,
die ausschließlich in der Zuwiderhandlung
gegen Monopolvorschriften oder gegen
Vorschriften über die Ausfuhr, Einfuhr
und Durchfuhr sowie die Bewirtschaftung
von Waren besteht.

(2) In Angelegenheiten der Durchlieferung und
der Beförderung auf dem Luftweg im Sinne des
Absatzes 1 findet der Schriftverkehr zwischen dem

Bundesminister für Justiz der Republik Öster-
reich und dem Bundesminister der Justiz der
Bundesrepublik Deutschland statt.

Artikel XIV
(zu Artikel 31 des Übereinkommens)

Kündigt einer der Vertragsstaaten das Über-
einkommen, so wird die Kündigung im Ver-
hältnis zwischen der Republik Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland zwei Jahre nach
Eingang der Notifikation der Kündigung bei
dem Generalsekretär des Europarates wirksam.

Artikel XV
Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,

sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Regierung der Repu-
blik Österreich innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel XVI
(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation;

die Ratifikationsurkunden sollen so bald wie
möglich in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft,
sofern in diesem Zeitpunkt das Europäische Aus-
lieferungsübereinkommen für beide Vertrags-
staaten verbindlich ist; andernfalls tritt dieser
Vertrag einen Monat nach dem Zeitpunkt in
Kraft, in dem das Europäische Auslieferungs-
übereinkommen im Verhältnis zwischen den
beiden Vertragsstaaten verbindlich wird.

(3) Dieser Vertrag kann jederzeit schriftlich
gekündigt werden; er tritt sechs Monate nach
der Kündigung außer Kraft. Er tritt auch ohne
Kündigung in dem Zeitpunkt außer Kraft, in
dem das Europäische Auslieferungsübereinkom-
men im Verhältnis zwischen den beiden Ver-
tragsstaaten unwirksam wird.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten diesen Vertrag unterschrieben und
mit ihren Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Bonn am 31. Jänner 1972
in zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Gredler m. p.

Für die Bundesrepublik Deutschland:

Frank m. p.
Erkel m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für
Inneres, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
gegengezeichnete Ratifikationsurkunde wurde am 14. Mai 1976 ausgetauscht; der Vertrag tritt
gemäß seinem Art. XVI Abs. 2 zweiter Halbsatz am 1. Feber 1977 in Kraft.

Kreisky
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36.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über die Ergän-
zung des Europäischen Übereinkommens
über die Rechtshilfe in Strafsachen vom
20. April 1959 *) und die Erleichterung seiner

Anwendung

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland

in dem Wunsch, das Europäische Überein-
kommen über die Rechtshilfe in Strafsachen
— im folgenden als Übereinkommen bezeich-
net — im Verhältnis zwischen den beiden
Staaten zu ergänzen und die Anwendung der
darin enthaltenen Grundsätze zu erleichtern,
sind übereingekommen, einen Vertrag zu schlie-
ßen, und haben zu diesem Zweck zu ihren Be-
vollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Botschafter Dr. Wilfried Gredler

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland
Herrn Dr. Paul Frank, Staatssekretär des
Auswärtigen Amts und
Herrn Dr. Günther Erkel, Staatssekretär
im Bundesministerium der Justiz

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten nachstehende Bestimmungen verein-
bart:

Artikel I

(zu Artikel 1 des Übereinkommens)

(1) Rechtshilfe wird in allen Verfahren hin-
sichtlich strafbarer Handlungen geleistet, zu
deren Verfolgung in dem Zeitpunkt, in dem um
Rechtshilfe ersucht wird, die Justizbehörden des
ersuchenden Staates zuständig sind und im
ersuchten Staat die Justiz- oder Verwaltungs-
behörden zuständig wären. Für die Rechtshilfe
durch Zustellung ist es nicht erforderlich, daß im
ersuchten Staat eine Justiz- oder Verwaltungs-
behörde zur Verfolgung zuständig wäre.

(2) Die Zustellung von Aufforderungen zum
Strafantritt oder zur Zahlung von Geldstrafen
sowie von Entscheidungen über Verfahrenskosten
ist zulässig.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 41/1969

Artikel II

(zu Artikel 1 des Übereinkommens)

Das Übereinkommen und dieser Vertrag wer-
den auch angewendet:

1. in Angelegenheiten des Strafaufschubes, der
Strafunterbrechung und der bedingten Aus-
setzung der Vollstreckung einer Strafe oder
Maßregel der Sicherung und Besserung;

2. in Gnadensachen;

3. in Verfahren über die Verpflichtung zur
Entschädigung für unschuldig erlittene Haft
oder andere Verfolgungsmaßnahmen oder
ungerechtfertigte Verurteilung;

4. in gerichtlich anhängigen Verfahren wegen
Zuwiderhandlungen, die nach deutschem
Recht Ordnungswidrigkeiten sind.

Artikel III

(1) In Angelegenheiten der Strafrechtspflege
unterstützen einander die Polizeibehörden der
Vertragsstaaten im Rahmen und in entsprechen-
der Anwendung des Übereinkommens und dieses
Vertrages durch

a) Fahndung,
b) Personenfeststellung,
c) Beschaffung und Erteilung von Auskünften.

Die Befragung von Personen zu diesen Zwecken
ist zulässig.

(2) Auf Veranlassung einer Justizbehörde des
ersuchenden Staates wird bei Gefahr im Verzug
Unterstützung auch durch polizeiliche Verneh-
mung, Durchsuchung und Beschlagnahme von
Gegenständen gewährt. In diesen Fällen sind im
Ersuchen die Justizbehörde und deren Akten-
zeichen anzugeben.

(3) Polizeiliche Unterstützung nach diesem
Artikel wird begehrt und geleistet durch den
Bundesminister für Inneres der Republik
Österreich einerseits und durch das Bundes-
kriminalamt der Bundesrepublik Deutschland
andererseits.

Artikel IV

(zu Artikel 2 des Übereinkommens)

(1) Rechtshilfe wird im Rahmen des Artikels I
auch in Verfahren wegen Zuwiderhandlungen
gegen Abgaben-, Steuer-, Zoll- und Monopol-
vorschriften geleistet; bei der Beurteilung, ob für
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die Verfolgung einer Zuwiderhandlung im er-
suchten Staat eine Justiz- oder Verwaltungs-
behörde zuständig wäre, wird jedoch nicht ge-
prüft, ob in diesem Staat eine Abgabe oder
Steuer, ein Zoll oder Monopol gleicher Art
besteht.

(2) Rechtshilfe durch Übermittlung von
Akten, Schriftstücken oder Beweisgegenständen,
über welche die Finanz-(Zoll-)behörden des er-
suchten Staates verfügen können, wird auch im
unmittelbaren Verkehr zwischen den Justizbe-
hörden des ersuchenden Staates und den Finanz-
(Zoll-)behörden des ersuchten Staates geleistet.

(3) Die nach den Vorschriften der Vertrags-
staaten bestehenden Geheimhaltungspflichten in
fiskalischen Angelegenheiten stehen der nach
diesem Artikel zu leistenden Rechtshilfe nicht
entgegen. Umstände oder Tatsachen, die den
Justiz- oder Verwaltungsbehörden eines Ver-
tragsstaates im Zusammenhang mit einem
Rechtshilfeersuchen bekanntwerden, unterliegen
der nach den Vorschriften dieses Staates in
fiskalischen Angelegenheiten bestehenden Ge-
heimhaltungspflicht.

Artikel V

(zu Artikel 3 des Übereinkommens)

(1) Gegenstände, die aus der mit Strafe
bedrohten Handlung herrühren oder als Ent-
gelt für solche Gegenstände erlangt worden sind,
werden zum Zwecke der Aushändigung an den
Geschädigten übermittelt, sofern nicht

a) die Gegenstände im ersuchten Staat als
Beweisstücke für ein bei einem Gericht
oder einer Verwaltungsbehörde anhängiges
Verfahren benötigt werden,

b) die Gegenstände im ersuchten Staat der
Einziehung oder dem Verfall unterliegen,
oder

c) Dritte Rechte an ihnen geltend machen.

(2) Für ein Ersuchen nach Absatz 1 ist eine
richterliche Anordnung der Beschlagnahme nicht
erforderlich.

Artikel VI

(zu Artikel 4 des Übereinkommens)

(1) Den Vertretern der am Strafverfahren
beteiligten Behörden und den sonst daran
beteiligten Personen sowie deren Vertretern wird
die Anwesenheit bei der Vornahme von Rechts-
hilfehandlungen im ersuchten Staat gestattet. Sie
können ergänzende Fragen oder Maßnahmen
anregen. Artikel 12 des Übereinkommens findet
entsprechende Anwendung.

(2) Zur Dienstverrichtung der Behördenver-
treter in der Republik Österreich bedarf es der
Zustimmung des Bundesministers für Justiz, in

der Bundesrepublik Deutschland der Zustim-
mung des Bundesministers der Justiz oder des
Justizministeriums des Landes (Landesjustizver-
waltung), in dessen Bereich die Rechtshilfe
gelebtet werden soll; Artikel 2 lit. b) des Über-
einkommens ist sinngemäß anzuwenden.

Artikel VH

(zu Artikel 6 des Übereinkommens)

Auf die Rückgabe der im Artikel 3 Abs. 1 des
Übereinkommens erwähnten Beweisstücke und
Schriftstücke wird keinesfalls verzichtet, wenn
Dritte, die Rechte an ihnen geltend machen, dem
Verzicht nicht zustimmen.

Artikel VIII

(zu Artikel 10 des Übereinkommens)

Die Absätze 2 und 3 des Artikels 10 des Über-
einkommens finden auf alle Fälle der Vorladung
eines Zeugen oder Sachverständigen Anwendung.
Das Ersuchen um Gewährung eines Vorschusses
kann auch von dem Zeugen oder Sachverstän-
digen gestellt werden.

Artikel IX

(1) Gestattet der ersuchte Staat die Anwesen-
heit einer im Hoheitsgebiet des ersuchenden
Staates in Haft befindlichen Person bei der Er-
ledigung eines Rechtshilfeersuchens, so hat er sie
für die Dauer ihres Aufenthalts in seinem
Hoheitsgebiet in Haft zu halten und sie nach
Vornahme der Rechtshilfehandlung dem er-
suchenden Staat unverzüglich wieder zu über-
stellen, sofern nicht dieser die Freilassung ver-
langt.

(2) Gestattet ein dritter Staat die Anwesen-
heit einer im Hoheitsgebiet eines Vertrags-
staates in Haft befindlichen Person bei der Er-
ledigung eines Rechtshilfeersuchens, so gelten für
die Beförderung dieses Häftlings durch das
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates die
Absätze 2 und 3 des Artikels 11 des Übereinkom-
mens entsprechend.

(3) Die Bestimmungen des Artikels 12 des
Übereinkommens sind auf die in den vorstehen-
den Absätzen 1 und 2 erwähnten Fälle entspre-
chend anzuwenden.

Artikel X

(zu Artikel 13 des Übereinkommens)

(1) Der ersuchte Staat übermittelt von den
Polizeibehörden des anderen Staates für Zwecke
der Strafrechtspflege erbetene Auszüge aus dem
Strafregister und auf dieses bezügliche Auskünfte
in dem Umfang, in dem seine Polizeibehörden
sie in ähnlichen Fällen erhalten könnten.
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(2) Aus anderen Gründen als für Zwecke der
Strafrechtspflege werden auf Ersuchen der Be-
hörden des einen Vertragsstaates Auszüge aus
dem Strafregister des anderen Vertragsstaates
und auf dieses bezügliche Auskünfte in dem
Umfang erteilt, in dem seine Behörden sie in
ähnlichen Fällen erhalten könnten.

Artikel XI

(zu Artikel 14 des Übereinkommens)

(1) In Zustellungsersuchen wird bei den An-
gaben über den Gegenstand und den Grund des
Ersuchens auch die Art des zuzustellenden
Schriftstückes sowie die Stellung des Empfängers
im Verfahren bezeichnet.

(2) Einem Ersuchen um Durchsuchung oder
Beschlagnahme von Beweisstücken oder Schrift-
stücken wird eine Ausfertigung oder beglau-
bigte Abschrift der richterlichen Anordnung bei-
gefügt.

Artikel XII

(zu Artikel 15 des Übereinkommens)

(1) Soweit dieser Vertrag nichts anderes
bestimmt, findet der Rechtshilfeverkehr unmit-
telbar von Justizbehörde zu Justizbehörde
statt. Die Vermittlung durch den Bundesminister
für Justiz der Republik Österreich einerseits und
durch den Bundesminister der Justiz oder die
Justizministerien der Länder (Landesjustizver-
waltungen) der Bundesrepublik Deutschland
andererseits wird dadurch nicht ausgeschlossen.

(2) Ersuchen um Überstellung oder Durch-
beförderung von Häftlingen werden durch den
Bundesminister für Justiz der Republik Öster-
reich einerseits und durch den Bundesminister
der Justiz oder die Justizministerien der Länder
(Landesjustizverwaltungen) der Bundesrepublik
Deutschland andererseits übermittelt. In dringen-
den Fällen ist der unmittelbare Verkehr zwi-
schen den Justizbehörden der beiden Vertrags-
staaten zulässig.

(3) Die im Artikel X Abs. 1 dieses Vertrages
erwähnten Ersuchen werden durch den Bundes-
minister für Inneres der Republik Österreich
einerseits und durch das Bundeskriminalamt der
Bundesrepublik Deutschland andererseits über-
mittelt und auf demselben Weg beantwortet; bei
Gefahr im Verzug ist der unmittelbare Verkehr
zwischen den Polizeibehörden und den zuständi-
gen Strafregisterbehörden zulässig.

(4) Die im Artikel X Abs. 2 dieses Vertrages
erwähnten Ersuchen werden durch den Bundes-
minister für Inneres der Republik Österreich
einerseits und durch den Bundesminister der
Justiz der Bundesrepublik Deutschland anderer-
seits übermittelt und auf demselben Weg beant-
wortet.

Artikel XIII

(zu Artikel 20 des Übereinkommens)

Die durch die Anwendung der Artikel V
und IX dieses Vertrages entstandenen Kosten
werden von dem ersuchenden Staat erstattet.

Artikel XIV

(zu Artikel 21 des Übereinkommens)

(1) Auf Grund einer nach Artikel 21 des
Übereinkommens übermittelten Anzeige eines
Vertragsstaates werden die zuständigen Behör-
den des anderen Vertragsstaates prüfen, ob nach
dem Recht dieses Staates eine Person straf-
gerichtlich zu verfolgen ist. Die Strafverfolgung
ist auch dann zulässig, wenn der Sachverhalt im
ersuchten Staat als Übertretung zu würdigen ist.
Ist nach dem angezeigten Sachverhalt die Ge-
richtsbarkeit des ersuchten Staates begründet, so
kann die Strafverfolgung nicht deshalb abgelehnt
werden, weil die Tat im Ausland begangen wor-
den ist.

(2) Sind bei der Beurteilung des Sachverhalts
im Sinne des Absatzes 1 Straßenverkehrsvor-
schriften zu berücksichtigen, so sind die am Tat-
ort geltenden Verkehrsregeln zugrunde zu legen.

(3) Ein zur Einleitung eines Strafverfahrens
notwendiger Antrag oder eine solche Ermächti-
gung, die in dem ersuchenden Staat vorliegt, ist
auch im ersuchten Staat wirksam; nur nach dem
Recht des ersuchten Staates erforderliche An-
träge oder Ermächtigungen können innerhalb
einer Frist von zwei Monaten nach Eingang der
Anzeige bei der zur Strafverfolgung zuständigen
Behörde dieses Staates nachgeholt werden.

(4) Die Anzeige hat eine Darstellung des
Sachverhalts zu enthalten. Die in Betracht kom-
menden Gegenstände und Unterlagen sind in
Urschrift oder beglaubigter Abschrift beizufü-
gen; die Gegenstände und die urschriftlichen
Unterlagen werden dem ersuchenden Staat
sobald wie möglich zurückgegeben, soweit er
auf die Rückgabe nicht verzichtet. Außerdem
sind der Anzeige eine Abschrift der nach dem
Recht des ersuchenden Staates anwendbaren
Strafbestimmungen und in den Fällen des Ab-
satzes 2 der am Tatort geltenden Verkehrs-
regeln beizufügen.

(5) Die durch die Anwendung des Artikels 21
des Übereinkommens und dieses Artikels ent-
standenen Kosten werden nicht erstattet.

Artikel XV

(zu Artikel 21 des Übereinkommens)

Die Behörden des ersuchenden Staates sehen
von weiteren Verfolgungs- oder Vollstrek-
kungsmaßnahmen wegen der angezeigten Tat
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nach Einleitung der Strafverfolgung gegen den
Täter im ersuchten Staat ab, wenn dort

a) die verhängte Strafe oder die angeordnete
Maßregel der Sicherung und Besserung
vollstreckt oder erlassen oder ihre Voll-
streckung ganz oder teilweise ausgesetzt
oder verjährt ist;

b) der Täter aus anderen als verfahrensrecht-
lichen Gründen rechtskräftig freigesprochen
worden ist;

c) das Verfahren von einem Gericht oder
einer Strafverfolgungsbehörde aus anderen
als verfahrensrechtlichen Gründen endgül-
tig eingestellt worden ist.

Artikel XVI

(zu Artikel 22 des Übereinkommens)

(1) Die Strafnachrichten werden mindestens
einmal vierteljährlich zwischen dem Bundes-
minister für Inneres der Republik Österreich
und dem Bundesminister der Justiz der Bundes-
republik Deutschland ausgetauscht.

(2) Auf Ersuchen übermittelt der eine Ver-
tragsstaat dem anderen im Einzelfall Abschriften
strafrechtlicher Erkenntnisse. Der Schriftver-
kehr hierüber findet zwischen dem Bundesmini-
ster für Justiz der Republik Österreich und
dem Bundesminister der Justiz der Bundesrepu-
blik Deutschland statt.

Artikel XVII

(zu Artikel 29 des Übereinkommens)

Kündigt einer der Vertragsstaaten das Über-
einkommen, so wird die Kündigung im Ver-
hältnis zwischen der Republik Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland zwei Jahre
nach Eingang der Notifikation der Kündigung
bei dem Generalsekretär des Europarates wirk-
sam.

Artikel XVIII

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik

Deutschland gegenüber der Regierung der Repu-
blik Österreich innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel XIX

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie mög-
lich in Wien ausgetauscht werden.

(2). Dieser Vertrag tritt einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft,
sofern in diesem Zeitpunkt das Europäische
Übereinkommen über die Rechtshilfe in Straf-
sachen für beide Vertragsstaaten verbindlich ist;
andernfalls tritt dieser Vertrag einen Monat
nach dem Zeitpunkt in Kraft, in dem das Euro-
päische Übereinkommen über die Rechtshilfe in
Strafsachen im Verhältnis zwischen den beiden
Vertragsstaaten verbindlich wird.

(3) Dieser Vertrag kann jederzeit schriftlich
gekündigt werden; er tritt sechs Monate nach
der Kündigung außer Kraft. Er tritt auch ohne
Kündigung in dem Zeitpunkt außer Kraft, in
dem das Europäische Übereinkommen über die
Rechtshilfe in Strafsachen im Verhältnis zwischen
den beiden Vertragsstaaten unwirksam wird.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten diesen Vertrag unterschrieben und
mit ihren Siegern versehen.

GESCHEHEN zu Bonn am 31. Jänner 1972 in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Gredler m. p.

Für die Bundesrepublik Deutschland:
Frank m. p.
Erkel m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für
Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnete Ratifikationsurkunde wurde am 14. Mai 1976
ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. XIX Abs. 2 zweiter Halbsatz am 1. Feber 1977
in Kraft.

Kreisky
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